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Einleitung 

„Der Gesetzgeber möge prüfen, ob der Schadensersatzanspruch nach § 844 Abs. 2 
BGB auf faktisch bestehende und/oder vertraglich geregelte Unterhaltsberechti-
gungen ausgeweitet werden sollte.“ – So lautet die Empfehlung, die der 50. VGT 
dem Gesetzgeber im Januar 2012 ausgesprochen hat1. Eine mögliche Novellierung 
wurde dabei explizit am Beispiel der faktischen Lebensgemeinschaft2 diskutiert. 

Nahezu zeitgleich veröffentlichte das Bayerische Staatsministerium der Justiz 
einen Diskussionsentwurf, in dem gefordert wird, die Haftung aus § 844 Abs. 2 
BGB auf den Entzug vertraglicher Unterhaltsansprüche zu erweitern3. Begründet 
wird auch dies schwerpunktmäßig mit den veränderten Formen nichtformalisierten 
Zusammenlebens. 

Beide Vorstöße treffen den Nerv dieser Arbeit: Das vorliegende, zu Beginn 
des Jahres 2012 bereits begonnene, Promotionsvorhaben untersucht, ob § 844 
Abs. 2 BGB4 in seiner aktuellen Fassung den gegenwärtigen gesellschaftlichen 
Verhältnissen noch entspricht oder ob eine Erweiterung auf faktische Lebensge-
meinschaften erfolgen sollte. 

Die Aktualität dieser Fragestellung wird von zwei weiteren Aspekten ver-
stärkt: Zum einen der Tatsache, dass der VGT sich nach 1985 und 2007 bereits 
zum dritten Mal mit diesem Thema beschäftigt hat, bei den ersten beiden Anläu-
fen Änderungen in Bezug auf § 844 Abs. 2 BGB aber ablehnte5. Zwar fordert er 
auch jetzt keine Novellierung, allein der Umstand, dass er eine solche nun in 
Betracht zieht, ist jedoch eine bemerkenswerte Entwicklung. 
                                                           
1 Empfehlung I zum AK I des 50. VGT (alle Empfehlungen des VGT sind abrufbar unter 

http://www.deutsche-verkehrsakademie.de/index.php?option=com_content&view=article&id=8 
&Itemid=57). 

2 Zur Terminologie sogleich Einleitung, A, I und ausführlich 1. HT, Kap. 4, B. 
3 Bayerisches Staatsministerium der Justiz, Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 

zivilrechtlichen Rechtsstellung der Angehörigen von Unfallopfern (Diskussionsentwurf), Stand: 
15.02.2012, S. 3, abrufbar unter http://www.justiz.bayern.de/imperia/md/content/ stmj_internet/ 
ministerium/ministerium/gesetzgebung/gesetzentwurf_verb_zivilrechtl_rechtstellung_unfallopfer. 
pdf. 

4 Für die Parallelnormen in § 10 Abs. 2 StVG, § 5 Abs. 2 HPflG, § 35 Abs. 2 LuftVG, § 86 
Abs. 2 AMG, § 7 Abs. 2 ProdHaftG, § 32 Abs. 4 S. 3 GenTG, § 28 Abs. 2 AtomG, § 12 Abs. 2 
UmweltHaftG gilt das Gesagte entsprechend. 

5 Empfehlung II zum AK I des 45. VGT sowie Empfehlung 2 zum AK II des 23. VGT. 
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Zum anderen spricht auch die Behandlung, die die Fragestellung in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur erfährt für ihre Wichtigkeit. Zwei besonders 
herausstechende Entwicklungen seien hier erwähnt. Kommentierte Ansgar Stau-
dinger noch 2009, dass „beachtliche Gründe“ für eine Ausweitung des Schutzes 
auf faktische Unterhaltsbeziehungen sprächen6, ergänzte er diese Ausführungen 
in der Neuauflage aus dem Jahr 2012 um den Zusatz, dass die aktuelle Gesetzes-
fassung „kaum mehr zeitgemäß [ist] und eine Korrektur durch den Gesetzgeber 
[erfordert]“7. 

Eine ähnliche Entwicklung findet sich im von Julius von Staudinger begrün-
deten Großkommentar zum BGB. In der 13. Bearbeitung aus dem Jahr 2000 
schreibt Hans-Wolfgang Strätz, dass eine Gesetzesänderung, die eine Auswei-
tung des § 844 Abs. 2 BGB auf tatsächliche Leistungen faktischer Lebensgefähr-
ten zur Folge hätte, „zu erwägen“ wäre8. In der 2007 erschienenen, nun von 
Martin Löhnig verantworteten Neubearbeitung heißt es dann, dass eine entspre-
chende Änderung „dringend erforderlich“ sei9. 

A. Die Einführung in die Problemstellung 
Wenn man die Frage aufwirft, ob der heutige § 844 Abs. 2 BGB den gesellschaftli-
chen Verhältnissen noch gerecht wird oder ob er dafür – neben Ehegatten10 – 
auch den hinterbliebenen faktischen Lebensgefährten schützen müsste, sind zwei 
Faktoren wichtig. Als Vorfrage muss analysiert werden, was unter einer fakti-
schen Lebensgemeinschaft zu verstehen ist. Nur dann kann daran anschließend 
untersucht werden, ob der § 844 Abs. 2 BGB auf diese Art der Paarbeziehung 
ausgeweitet werden sollte. 

I. Die faktische Lebensgemeinschaft 

Bei der faktischen Lebensgemeinschaft handelt sich um eine neben der Ehe ste-
hende Form der Paarbeziehung, deren gesellschaftliche Bedeutung in den letzten 

                                                           
6 Schulze/Staudinger, 6. Auflage, 2009, § 844 Rn. 7. 
7 Schulze/Staudinger, 7. Auflage, 2012, § 844 Rn. 7. 
8 Staudinger/Strätz, 13. Bearbeitung (2000), Anh. zu §§ 1297 ff. Rn. 224. 
9 Staudinger/Löhnig, Neubearbeitung 2007, Anh. zu §§ 1297 ff. Rn. 253. 
10 Die Arbeit bezieht sich nur auf den Vergleich zu Ehegatten. Die Ausführungen gelten weitest-

gehend aber entsprechend für eingetragene Lebenspartner nach dem LPartG. Dies findet jedoch 
dort seine Grenzen, wo die Rechtsstellung zwischen Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner 
(noch) nicht identisch ausgestaltet ist. 
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Jahren zugenommen hat. Hand in Hand damit sind auch ihre rechtlichen Probleme 
gewachsen. So haben die Gerichte sich vermehrt mit dieser Lebensform ausei-
nanderzusetzen. Zu denken ist insbesondere an die meist nach Beziehungsende 
angestrengten Rechtsstreitigkeiten, die vermögensrechtliche Ausgleichsansprü-
che betreffen. Lassen sich die widerstreitenden Interessen durch eine Anwen-
dung der existierenden Normen nicht lösen, wird der Ruf nach dem Gesetzgeber 
drängender. In der Vergangenheit wurde er bereits in einigen Bereichen erhört, 
zuletzt im Miet- und Versicherungsvertragsrecht. 

Die Konturen der faktischen Lebensgemeinschaft sind bisher dennoch nicht 
in allen Einzelheiten klar umrissen. Umstritten ist z.B. nach wie vor, ob auch 
gleichgeschlechtliche Beziehungen unter diesen Begriff zu subsumieren sind. 
Diese Arbeit wird sich daher zunächst mit den Merkmalen auseinandersetzen, 
die diese Art der Paarbeziehung charakterisieren. Das Ergebnis ist eine umfas-
sende Definition der faktischen Lebensgemeinschaft. 

Bei der Terminologie wird ein moderner Ansatz gewählt. Im Anschluss an 
Gernhuber/Coester-Waltjen, Löhnig und Dethloff werden an Stelle von nichtehe-
licher Lebensgemeinschaft oder eheähnlicher Gemeinschaft die Begriffe fakti-
sche Lebensgemeinschaft und faktische Lebensgefährten verwendet11. 

II. Der § 844 Abs. 2 BGB 

Den zweiten für diese Arbeit wesentlichen Aspekt stellt § 844 Abs. 2 BGB dar. 
Grundsätzlich werden im deutschen Deliktsrecht nur unmittelbare Schäden, d.h. 
solche, die der Anspruchsinhaber in eigener Person erlitten hat, ersetzt. Die einzi-
gen echten Ausnahmen davon bilden § 844 und § 845 BGB12. Über diese Normen 
werden unter besonderen Voraussetzungen mittelbar Geschädigte geschützt, wo-
runter man diejenigen versteht, die ohne selbst verletzt worden zu sein, dadurch 
einen Vermögensschaden erleiden, dass jemand anderes verletzt oder sogar getötet 
wird13. Auf den ersten Blick scheint die Ersatzfähigkeit des sogenannten Schock-
schadens eine weitere Ausnahme zu bilden. Denn danach sind über § 823 Abs. 1 
BGB bei Vorliegen enger Voraussetzungen ebenfalls Schäden ersatzfähig, die 
jemand dadurch erleidet, dass eine andere Person schwer verletzt oder getötet 
wird14. Der Anknüpfungspunkt ist aber ein gänzlich anderer als die Ansatzpunkte 

                                                           
11 Siehe dazu auch Einleitung zum 1. HT und 1. HT, Kap. 4, B. 
12 Palandt/Sprau, 72. Auflage, 2013, § 844 Rn. 1; MüKo/Wagner, BGB, 5. Auflage, 2009, § 844 

Rn. 1. 
13 Geigel/Schlegelmilch, Kap. 8 Rn. 1. 
14 Angela Diederichsen NJW 2013, 641, 647; Palandt/Grüneberg, 72. Auflage, 2013, Vorb v 

§ 249 Rn. 40; MüKo/Oetker, BGB, 6. Auflage, 2012, § 249 Rn. 153; OLG Köln VersR 2011, 
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der §§ 844, 845 BGB. Der Ersatz von Schockschäden setzt voraus, dass die an-
spruchsberechtigte Person in Folge der schweren Verletzung oder Tötung eines 
ihr nahestehenden Menschen selbst eine psychische Gesundheitsschädigung 
erlitten hat. Anspruchsvoraussetzung ist somit ein unmittelbarer Schaden des 
Anspruchsinhabers. 

§ 844 Abs. 2 BGB hingegen räumt den Hinterbliebenen einer in deliktsrecht-
lich relevanter Weise getöteten Person einen eigenen Schadensersatzanspruch 
gegen den Schädiger ein. Voraussetzung ist jedoch, dass zwischen Hinterbliebe-
nen und Getötetem eine gesetzliche Unterhaltsbeziehung bestand und das Recht 
auf den Unterhalt durch die Tötung entzogen ist. 

Gesetzliche Unterhaltspflichten sind nur im Familienrecht geregelt, welches 
dadurch indirekt die deliktsrechtliche Anspruchsberechtigung vorgibt. Entspre-
chende Pflichten bestehen zwischen Ehegatten (§§ 1360, 1361, 1570ff. BGB), 
eingetragenen Lebenspartnern (§§ 5, 12, 16 S. 2 LPartG) sowie Verwandten in 
gerade Linie (§§ 1601ff. BGB15). Hinzu kommen der Anspruch der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes aus Anlass der Geburt nach § 1615l Abs. 1 BGB und der 
des betreuenden Elternteils eines nichtehelichen Kindes aus § 1615l Abs. 2-4 
BGB. Der Verlust vertraglicher oder rein tatsächlicher Unterhaltsleistungen führt 
nach derzeitiger Rechtslage hingegen nicht zu einer Haftung des Schädigers. 

Keine gesetzlichen Unterhaltspflichten bestehen zwischen faktischen Lebens-
gefährten, weswegen sie sich im Fall der deliktischen Tötung ihres Partners auch 
nicht auf § 844 Abs. 2 BGB berufen können. In Betracht kommt daher allenfalls 
die Geltendmachung eines Schockschadens. Dessen Anspruchsinhalt ist jedoch 
auf Ausgleich der in eigener Person erlittenen Gesundheitsschädigung gerichtet 
und damit ein völlig anderer als beim Ersatz des Unterhaltsschadens, wo der 
Schädiger in der Zukunft das zu ersetzen hat, wozu der Getötete bei seinem Weiter-
leben unterhaltsrechtlich verpflichtet gewesen wäre. 

Das BGB schützt zu Lebzeiten erbrachte Unterhaltsleistungen faktischer Le-
bensgefährten im Fall der deliktischen Tötung somit nicht. Der hinterbliebene 
Lebensgefährte kann wegen des Verlusts des bisher von seinem Partner erhalte-
nen Unterhalts keinen deliktischen Schadensersatzanspruch geltend machen. 

Mit der starren Anknüpfung an gesetzliche Unterhaltspflichten hat der Ge-
setzgeber sich für ein hohes Maß an Rechtssicherheit entschieden. Der Kreis der 
anspruchsberechtigten Personen ist eindeutig und leicht zu bestimmen. Leidtra-
gende dieser Klarheit ist jedoch die Einzelfallgerechtigkeit. So berücksichtigt die 
aktuelle Gesetzesfassung nicht, dass auch in anderen als den erfassten Konstella-

                                                                                                                                   
674, 675; LG Frankfurt NJW 1969, 2286, 2287; a.A. Burmann/Heß/Jahnke/Janker/Jahnke, 22. 
Auflage, 2012, Vor § 249 Rn. 102. 

15 Für die Adoption ist ergänzend auf den Anspruch in § 1751 Abs. 4 BGB hinzuweisen. 
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tionen, eine vergleichbare wirtschaftliche Interessenlage bestehen kann, wenn 
eine Person getötet wird, die eine andere zu Lebzeiten – sei es auf vertraglicher 
oder rein tatsächlicher Grundlage – unterstützt hat. 

Dabei wächst die Zahl faktischer Lebensgemeinschaften stetig. Es ist verbreitet 
und gesellschaftlich akzeptiert, dass Paare auch außerhalb der formalisierten Ehe 
füreinander einstehen. Aus dieser Verantwortungsübernahme können Zuwendun-
gen resultieren, die sich auf die wirtschaftlichen Verhältnisse der Lebensgefährten 
auswirken, etwa indem der eine dem anderen monatlich einen bestimmten Geld-
betrag überlässt oder einer der Lebensgefährten allein für die Miete der gemeinsam 
genutzten Wohnung aufkommt. Wird der Unterstützer nun durch eine deliktische 
Handlung, z.B. bei einem Verkehrsunfall, getötet, entfallen seine zu Lebzeiten 
erbrachten Leistungen kompensationslos. Dies gilt unabhängig davon, ob seine 
Zuwendungen weiterhin erfolgt wären, wäre er nicht ums Leben gekommen. 

Es zeigt sich, dass unabhängig davon, auf welcher Grundlage Unterstüt-
zungsleistungen erbracht wurden, ihr Wegfall Auswirkungen auf die finanzielle 
Situation der bisher unterstützten Person hat. Vergleichbar einem hinterbliebenen 
Ehegatten hat der hinterbliebene Lebensgefährte daher ein Interesse daran, nun 
den Schädiger in Anspruch zu nehmen. Die heutige Fassung der Norm wird dem 
nicht gerecht. Sie lässt faktischen Lebensgefährten nur die Möglichkeit, zu heiraten 
und dadurch gesetzliche Unterhaltspflichten zu begründen, die dann wiederum die 
Anwendbarkeit des § 844 Abs. 2 BGB nach sich zögen. Die Norm zwingt die Men-
schen, sich dem Gesetz anzupassen und beharrt damit auf der faktischen Kraft des 
Normativen. Im Gegensatz dazu könnte das Recht auch den gesellschaftlichen 
Verhältnissen und so der normativen Kraft des Faktischen folgen. 

Bei der Beurteilung, ob zukünftig auch faktische Lebensgefährten in den Ge-
nuss des Anspruchs aus § 844 Abs. 2 BGB kommen sollten, ist neben diesem 
Widerstreit von Rechtssicherheit und Einzelfallgerechtigkeit das Verhältnis der 
faktischen Lebensgemeinschaft zur Ehe von großer Relevanz. Wie weit darf der 
Gesetzgeber mit Blick auf Art. 6 Abs. 1 GG gehen, wenn er die faktische Lebens-
gemeinschaft verrechtlicht? Wie weit muss er auf Grund des grundrechtlichen 
Schutzes dieser Paarbeziehung vielleicht sogar gehen? Und welche Rolle spielt 
die, ebenfalls vom Grundgesetz geschützte, Entscheidung der Lebensgefährten, 
gerade nicht zu heiraten? 

Neben diesen Kernaspekten spielt eine Vielzahl weiterer Gesichtspunkte eine 
Rolle. Zu überlegen ist z.B., inwieweit die Grundrechte des haftenden Dritten bei 
einer Haftungsausweitung zu berücksichtigen sind, ob das Deliktsrecht nur die 
Unterhaltsbeziehungen schützen darf, die das Familienrecht vorsieht und wie 
andere europäische Rechtsordnungen diese Konstellation auflösen. 
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B. Der Gang der Untersuchung 
Die beiden soeben aufgezeigten Faktoren geben die Zweiteilung dieser Arbeit vor. 
Der Erste Hauptteil behandelt die faktische Lebensgemeinschaft und schließt mit 
einer eigenen Definition dieser Lebensform ab. Der Zweite Hauptteil widmet sich 
der Frage nach der Erweiterung des § 844 BGB und somit dem eigentlichen Kern 
der Problemstellung. An seinem Ende steht ein detaillierter Reformvorschlag. 

Um eine Definition der faktischen Lebensgemeinschaft entwickeln zu können, 
wird in dem aus insgesamt vier Kapiteln bestehenden Ersten Hauptteil zunächst 
die Behandlung dieser Paarbeziehung in Gesetzgebung (Kapitel 1), Rechtspre-
chung (Kapitel 2) und Literatur (Kapitel 3) analysiert. 

In Kapitel 1 wird dabei nach Rechtsbereichen differenziert. So wird in Teil A 
beispielsweise auf das Sozialrecht eingegangen, in dem der Gesetzgeber schon 
sehr früh auf die Existenz faktischer Lebensgemeinschaften reagierte. 

Die Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung zur faktischen Lebensge-
meinschaft in Kapitel 2 unterscheidet zwischen der Behandlung durch Bundes-
verfassungsgericht (Teil A), Bundesverwaltungsgericht (Teil B), Bundessozial-
gericht (Teil C) und Bundesgerichtshof (Teil D). 

Kapitel 3 wendet sich zunächst den Motiven, die dem Eingehen einer fakti-
schen Lebensgemeinschaft zugrunde liegen zu (Teil A), bevor auf die in der 
Literatur diskutierten Definitionsmerkmale eingegangen wird (Teil B). 

Im Anschluss daran wird eine eigene Definition der faktischen Lebensge-
meinschaft, die für das gesamte Zivilrecht gelten soll, erarbeitet (Kapitel 4). Be-
handelt werden neben den Vorfragen Definierbarkeit, Notwendigkeit und Reich-
weite einer Definition die prägenden Eigenschaften dieser Lebensform (Teil A). 
Daran schließen sich Ausführungen zur Terminologie an (Teil B). 

Der in drei Kapitel gegliederte Zweite Hauptteil beginnt mit einer Betrach-
tung des faktischen Lebensgefährten gegenwärtig von § 844 Abs. 2 BGB vermit-
telten Schutzes (Kapitel 1). Besprochen wird sowohl die direkte (Teil A) als auch 
eine mögliche analoge (Teil B) Anwendung der Norm. 

Daran knüpft die Erörterung des Kernproblems an (Kapitel 2): Die Frage nach 
der Ausweitung des Schutzes aus § 844 Abs. 2 BGB auf faktische Lebensgemein-
schaften. Es wird zunächst dargelegt, welche Möglichkeiten für eine Ausdeh-
nung der deliktischen Einstandspflicht bestehen (Teil A). Bereits die herangezo-
genen Stimmen aus dem rechtswissenschaftlichen Diskurs zeigen, dass verschie-
dene potentielle Anknüpfungspunkte existieren. Am weitesten verbreitet sind der 
Schutz vertraglicher oder tatsächlicher Unterhaltsleistungen. Über diese sollte, 
wenn es nach dem 50. VGT geht, auch der Gesetzgeber nachdenken. Auf diesen 
Abschnitt folgt eine ausführliche Auseinandersetzung mit den vorgebrachten 
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Argumenten (Teil B). Dabei werden zunächst die gegen eine Ausweitung des 
§ 844 Abs. 2 BGB sprechenden Gründe einer kritischen Würdigung unterzogen. 
Sodann erfolgt eine Darstellung der befürwortenden Argumente. Dieses Vorge-
hen ist deshalb zwingend, weil es für eine Novellierung der Norm nicht aus-
reicht, dass die gegen eine Reform streitenden Einwände entkräftet werden. 
Vielmehr müssen sich stichhaltige Gründe gerade für eine Neufassung finden las-
sen. Hier wird neben weiteren Gesichtspunkten auf die bereits angerissenen Span-
nungsfelder zwischen Rechtssicherheit und Einzelfallgerechtigkeit sowie zwi-
schen Eheschutz und Schutz der faktischen Lebensgemeinschaft einzugehen sein. 

Anschließend daran wird Schritt für Schritt ein Reformvorschlag für den 
§ 844 BGB entwickelt (Kapitel 3). Wichtig ist dabei zuerst, welcher Anknüp-
fungspunkt zukünftig gewählt werden und ob dieser neben die gesetzlichen Unter-
haltspflichten treten oder diese miterfassen sollte (Teil A). Der darauf folgende 
Teil B beschäftigt sich mit der Frage, ob man nur faktische Lebensgemeinschaften 
oder auch andere familiäre Nähebeziehungen in den erweiterten Schutz einbezie-
hen sollte. Danach werden die Anforderungen, die an den neuen Anspruch zu 
stellen sind, diskutiert (Teil C). Teil D behandelt die unmittelbaren Nebenfolgen 
einer Erweiterung, bevor in Teil E ein Formulierungsvorschlag für die Neufas-
sung des § 844 vorstellt wird. Dem Gesetzgeber wird so eine von mehreren mög-
lichen Alternativen, auf die Empfehlung des 50. VGT zu reagieren aufgezeigt. 

Den Abschluss bildet eine Zusammenstellung der Ergebnisse der Arbeit. 




